








































Grundzüge der verfassungsmäßigen Ordnungen Westfalens in der Neuzeit 29 

sen und Pflichtgefühl zu schließen, ohne erst auf einen staatlichen Gesetzesbefehl 
warten zu müssen. 

In der Landschaftsverbandsordnung sah Ministerpräsident Arnold im Jahre 
1953 mit Recht einen Akt der damit beginnenden Funktionalreform. Die für die 
Zukunft in Aussicht genommene allgemeine Funktionalreform wird in der 
landschaftlichen Stufe keinen wesentlichen Anlaß zu Korrekturen haben, die 
geschlossene Aufgabengebiete trennen. Nicht bewährte Absplitterungen aus der 
Selbstverwaltung werden vielmehr rückgängig zu machen sein. 

Die kommunale Gebietsreform ist inzwischen abgeschlossen. Sie ist nicht dem 
Vorschlag einer Sachverständigen-Kommission gefolgt, die landschaftlichen 
Aufgaben (sie sollten durch landesplanerische und wirtschaftslenkende Zustän
digkeiten erweitert werden) auf drei Regionalverbände zu übertragen, die sich 
gebietlich mit den neu abzugrenzenden nur noch drei Regierungsbezirken 
Rheinland, Westfalen und Rhein-Ruhr hätten decken sollen. Mit diesem Vor
schlag war die mehrfach in Preußen geprüfte und immer abgelehnte Bildung einer 
"Ruhrprovinz" oder auch einer "Einheitsstadt Ruhr" wieder aufgegriffen wor
den. Sie war gerade im Ruhrgebiet selbst auf Widerstand gestoßen und von der 
preußischen Staatsregierung abgelehnt worden, "eine kluge Staatspolitik, obwohl 
für die Technik der Verwaltung nicht ganz einfach", wie es der damalige 
Oberbürgermeister von Essen Dr. Hans Luther später anerkennend beurteilte, 
denn dieser einseitige Industrieraum brauchte und braucht noch heute ein 
hinreichendes Umland, das er nur in den beiden Provinzen finden konnte. 16 

Das Thema Gebietsreform erinnert an den Neugliederungsauftrag des Artikels 
29 des Grundgesetzes, der vorgeschrieben hatte, das Bundesgebiet "unter 
Berücksichtigung der landsmannschaftlichen Verbundenheit, der geschichtlichen 
und kulturellen Zusammenhänge, der wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit und des 
sozialen Gefüges" durch Bundesgesetz neu zu gliedern, um Länder zu schaffen, 
"die nach Größe und Leistungsfähigkeit die ihnen obliegenden Aufgaben wirk
sam erfüllen können". Die beiden Sachverständigengutachten, die dieses Bundes
gesetz hatten vorbereiten sollen,17 erkannten an, daß das Land Nordrhein
Westfalen in seinem gegenwärtigen Gebietsumfang konform mit den genannten 

16 Hans Luther, Zitat aus dem Vortrag: Weimar und Bonn, S. 17/ 18, s. Anm. 9. 
Das erwähnte Gutachten einer Sachverständigen-Kommission für die staatliche und regionale 
Neugliederung des Landes Nordrhein-Westfalen ist als Abschnitt C "Die kommunale und staatliche 
Neugliederung des Landes Nordrhein-Westfalen" am 8. April 1968 im Verlag Kohlhammer 
veröffentlicht worden. Verfasser hat als Mitglied der Sachverständ igen-Kommission zu diesem 
Punkte ein ausführliches Minderheitsgutachten erstattet, das auf den Seiten 152-161 mit abgedruckt 
ist. Er verwirft die sog. Dreierlösung gerade auch deshalb, weil die besonderen Probleme des 
Ruhrgebiets nicht durch eine neue Mittelstufe der Verwaltung zu lösen seien, weil es jeweils örtlich auf 
das Verhältnis Stadt-Umland ankomme. Sein Vorschlag, diese Probleme durch die Bildung von 
zweistufigen Regionalstädten zu ordnen, fand allerdings auch kein Gehör. Zur "Ruhrprovinz" vgl. 
schon die Ausführungen von Bühler-Ley in Bd. I des Werkes: Der Raum Westfalen, 1931 , S. 151-154. 

17 Das unter dem Vorsitz des früheren Reichskanzlers Dr. Hans Luther von einem von der 
Bundesregierung auf Beschluß des Bundestages 1951 eingesetzten Sachverständigenausschuß erstat-
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Richtbegriffen des Artikels 29 übereinstimme; die Gebiete der beiden Land
schaftsverbände wurden durch die Gutachten nicht kritisch tangiert . In der 
vorparlamentarischen öffentlichen Diskussion war sogar darauf hingewiesen 
worden, daß bisherige Länder, die als nicht genügend leistungsfähig beurteilt 
werden würden, zweckmäßigerweise in Landschaftsverbände umzuwandeln 
wären unter dem Gesichtspunkt, die föderale Struktur des Bundes durch eine 
landschaftliche Innengliederung der Bundesländer zu ergänzen, die Landschaften 
also als Bausteine der neuen Länder zu nutzen. 18 Da das Bundesgesetz vom 
23 . August 1976 (Bundesgesetzblatt I S. 2381) die Mußvorschrift des Artikels 29 
in eine bloße Kannvorschrift verwandelt hat und die neue Fassung die bestehen
den Ländergrenzen respektiert, ist das Thema der gebietlichen Neugliederung der 
Länder auf unbestimmte Zeit vertagt. Verfassungsnormen sind für die Verwal
tung und Sorge um die öffentliche Wohlfahrt von höchster Wichtigkeit. Sie setzen 
jedoch nur den Rahmen, den die letztlich von der Politik geführte Verwaltung 
ausfüllt. Hierzu mag nur noch gesagt werden, daß die geschilderten landschaftli
chen Verfassungen keinen Raum und Anlaß gegeben haben und auch nicht 
mißbraucht worden sind, um einen sich absondernden Partikularismus oder gar 
einen auseinanderstrebenden Separatismus zu betreiben. Die Verfassungen haben 
die Landschaften in einer Art vergleichenden Wettbewerbs eher zueinanderge
führt und sich sicherlich nicht der Kritik ausgesetzt, in negativem Sinne provin
ziell zu sein, das heißt einen räumlich engen geistigen Gesichtskreis als ausrei
chend und maßgeblich zu vertreten. Für den europäischen Regionalismus 
könnten diese Verfassungen für eine gewaltlose, weil geistig überzeugende, 
Verwirklichung Muster und Erfahrung anbieten. 

tete Gutachten "Die Neugliederung des Bundesgebietes" ist 1955 vom Bundesminister des Innern im 
Verlag Carl Heymann, Bonn-Köln, veröffentlicht worden. Der Bericht der Sachverständigen
Kommission für die Neugliederung des Bundesgebietes, die 1970 unter dem Vorsitz des Staatssekre
tärs a. D. Prof. Dr. Werner Ernst vom Bundesinnenminister berufen war, ist unter dem Titel: 
"Vorschläge zur Neugliederung des Bundesgebietes gemäß Art. 29 des Grundgesetzes" vom 
Bundesministerium des Innern im November 1972 in Bonn als Buch herausgegeben worden. 

18 Der Band 3: Länderreform und Landschaften, ein Cappenberger Gespräch der Freiherr-vom
Stein-Gesellschaft, 1970 im Grote-Verlag in Köln erschienen, behandelt diesen Gesichtspunkt der 
NeugIiederung in Vorträgen und Diskussionsbeiträgen positiv. 


